Nachschlagewerk: ja
BGHZ: nein

HGB § 159

Die fiir den Gesellschaftsglaubiger bestehende
Mdglichkeit, ein Dauerschuldverhadltnis vorzeitig

aus wichtigem Grunde zu kiindigen, ist kein Grund

fir die Enthaftung des ausgeschiedenen Gesellschafters
(Erganzung zu BGHZ 70, 132 und 87, 286).
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II ZR 312/83 URTEIL Verkiindet am

8. Oktober 1984
Kaufmann,
Justizhauptsekretarin

als Urkundsbeamter
der Geschiiftsstelle

in dem Rechtsstreit

UG LS GmbH & Co. Verwaltungs KG, vertreten

durch die UM L@l GnbH, diese vertreten durch

den Geschiftsfliihrer Hans GUllk, AP -SchGElR-Strate § @,
Griillln

Klagerin, Widerbeklagte und
Revisionskldgerin,

- ProzeBbevollmachtigter: Rechtsanwalt Prof. Dr. Wl -

gegen

Ingrid TS, EEEEEstrate @, BallR,

Beklagte, Widerklagerin und
Revisionsbeklagte,
- ProzeBbevollmidchtigter: Rechtsanwalt Dr. D -



Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law
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Der II. Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat auf
die mindliche Verhandlung vom 8. Oktober 1984 durch den
Vizepradsidenten des Bundesgerichtshofes Dr. h.c. Stimpel
und die Richter Dr. Schulze, Dr. Kellermann, Dr. Seidl und

Brandes

fir Recht erkannt:

Auf die Revision der Klagerin wird das Urteil
des 25. Zivilsenats des Oberlandesgerichts

Minchen vom 8. November 1983 aufgehoben.

Wegen eines Teilbetrages von 7.826,91 DM wird
die Berufung der Beklagten gegen das Urteil
der 10. Zivilkammer des Landgerichts Miinchen II

vom 31. Januar 1983 zurilckgewiesen.
Im iUbrigen wird die Sache zur anderweiten
Verhandlung und Entscheidung - auch Uber die

Kosten des Revisionsverfahrens - an das Berufungs-

gericht zurlickverwiesen.
Von Rechts wegen

Tatbestand:

Die Klagerin nimmt die Beklagte als ehemalige pers®nlich
haftende Gesellschafterin der NEllP KG wegen der Bezahlung
von neun Leasingraten fiir die Zeit von April bis Dezember 1981

in Anspruch.
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Am 3./10. Juli 1979 schloB die Klidgerin mit der N KG,
deren alleinige persdnlich haftende Gesellschafterin die
Beklagte war, einen "kindbaren Leasingvertrag" liber ein
Restaurantsystem, Registrierkassen und ein Hotelbuchungs-
system ab. Flir die Gebrauchsiiberlassung wurden Leasingraten
von brutto 2.608,97 DM monatlich ab dem 15. September 1979

vereinbart.

Im Januar 1981 schied die Beklagte aus der NS KG
aus. An ihre Stelle trat die USB Verwaltungs-GmbH Ml
als persdnlich haftende Gesellschafterin. Die Verdnderungen

wurden im Handelsregister am 29. Januar 1981 eingetragen.

Ab April 1981 bezahlte die Gesellschaft die vereinbarten
Leasingraten nicht mehr. Im August 1981 wurde Uber ihr
Vermogen das Konkursverfahren erdffnet. Im Konkursverfahren
ging die Kldgerin leer aus. Anfang 1983 stellte sie die der NE

KG uUberlassenen Gerate sicher.

Mit der Klage verlangt die Klagerin von der Beklagten
als der ausgeschiedenen persdnlich haftenden Gesellschafterin
die Zahlung der von April bis Dezember 1981 fallig gewordenen
Leasingraten von 9 x 2.608,97 DM = 23.480,73 DM nebst Zinsen
und Nebenkosten. Das Landgericht hat der Klage in vollem
Umfange stattgegeben. Auf die Berufung der Beklagten hat
das Oberlandesgericht die Klage abgewiesen und auf die in
der Berufungsinstanz erhobene Widerklage der Beklagten fest-
gestellt, daB die Klagerin nicht berechtigt sei, von der
Beklagten Zahlung weiterer Leasingraten ab Januar 1982 oder
Schadensersatz wegen Nichterfiillung des Leasingvertrages zu
fordern. Mit der Revision, deren Zurickweisung die Beklagte
beantragt, erstrebt die Kldgerin die Wiederherstellung des

erstinstanzlichen Urteils und die Abweisung der Widerklage.
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Entscheidungsqgriinde:

Die Revision ist begriindet.

Das Berufungsgericht macht das Ergebnis seiner
Entscheidung davon abhdngig, ob bei dem zu beurteilenden
Leasingvertrag die mietrechtliche oder die kaufrechtliche
Komponente uberwiegt und ob, gegebenenfalls wann die
Kl4gerin den Vertrag aus wichtigem Grunde h&tte kiundigen
konnen. Im Gegensatz zum Landgericht, das die Haftung der
Beklagten mit dem seiner Ansicht nach kaufvertragsahnlichen
Charakter des Leasingvertrages begriindet hat, liegt das
Schwergewicht dieses Vertrages nach Auffassung des Berufungs-
gerichts eindeutig im mietrechtlichen Bereich. Aus dieser
rechtlichen Einordnung des Vertrages als Dauerschuldverhdltnis
zieht es den SchluB, die Beklagte hafte flir die Zeit nach
ihrem Ausscheiden aus der N@ KG nur fir die Zahlung der
bis zur ersten zuldssigen Klindigung durch die Kldgerin fdallig
gewordenen Leasingraten. Zwar stehe der Klagerin ein Recht
zur ordentlichen Klindigung nach dem Leasingvertrag nicht
zu; sie wlirde jedoch ein Recht zur fristlosen Kiindigung
gehabt haben, weil mit dem Ausscheiden der Beklagten aus
der Gesellschaft eine wesentliche Haftungsgrundlage weggefallen
sei. Da der Zeitpunkt einer solchen méglichen fristlosen
Kindigung nach der Eintragung des Ausscheidens der Beklagten
ins Handelsregister am 29. Januar 1981 jedenfalls vor April
1981 gelegen habe, entfalle eine Haftung der Beklagten fir die

mit der Klage geltend gemachten Leasingraten.

Diese Ausflihrungen halten der rechtlichen Nachpriifung
nicht stand. Die Revision weist im Ergebnis zu Recht darauf

hin, daB es flir die Frage der Haftung der Beklagten auf die



rechtliche Einordnung des Leasingvertrages als Kauf- oder
Mietvertrag nicht ankommt. Die Beklagte haftet fir die
Erfillung des Vertrages nach ihrem Ausscheiden aus der
Gesellschaft namlich auch dann, wenn es sich - wie das
Berufungsgericht wohl zutreffend angenommen hat - bei dem
Leasingvertrag um ein Mietverhaltnis handelt. Das Berufungs-
gericht hat fir die Frage der andauernden Haftung der Beklagten
zu Unrecht auf die M&glichkeit der fristlosen Kindigung des
Vertrages durch die Klagerin abgestellt. Der ausgeschiedene
Gesellschafter haftet jedoch lediglich nicht mehr fiir Teil-
leistungen, die nach dem Zeitpunkt erbracht werden missen,

zu dem der Vertragsgegner das Vertragsverhdltnis erstmals

f ristgema B hatte kindigen kdnnen. Dies hat der

Senat - wenn auch nicht mit solcher Deutlichkeit - bereits

in der Entscheidung vom 19. Dezember 1977 (BGHZ 70, 132, 137)
ausgesprochen. Dabei hat er sich von der Uberlegung leiten
lassen, daB ein ausscheidender Gesellschafter nicht zeitlich
unbegrenzt fiir laufende Verbindlichkeiten der Gesellschaft
haftbar gemacht werden kann, die diese dem Grunde nach bereits
vor seinem Ausscheiden eingegangen ist. Bei bestimmten Rechts-
verhdltnissen, die in nicht zu langer Zeit gekiindigt werden
konnen und bei denen dem Glaubiger die Kindigung auch zugemutet
werden kann, wenn er an der kunftigen Zahlungsfahigkeit der

um den ausgeschiedenen Gesellschafter geschmdlerten Gesellschaft
Zweifel hat, hat der Senat den ersten Kiundigungszeitpunkt

nach der Eintragung des Ausscheidens des Gesellschafters als
moglichen Enthaftungszeitpunkt angesehen (BGHZ 70, 132, 136;
87, 286, 291/292).

Das setzt freilich voraus, daB der Vertrag Uberhaupt
dem Gesellschaftsgldaubiger ein Recht zur ordentlichen Kiindigung
einraumt. Denn nur in diesem Fall haben die vertragsschlieBenden

Parteien von Anfang an eine vorzeitige Beendigung des Vertrages




einkalkuliert und kdnnen sich dementsprechend rechtzeitig
darauf einstellen. LieBe man demgegeniber die Enthaftung
des ausgeschiedenen Gesellschafters - dem Berufungsgericht
folgend - unabhdngig von einer vertraglichen Kindigungs-
moglichkeit des Vertragsgegners allein aufgrund einer
rechtlich zwar zulassigen, von diesem aber unterlassenen
fristlosen Kindigung eintreten, so wirde dies jedenfalls
in Fallen wie dem vorliegenden zu einer s o f or t i g en
Haftungsbefreiung und damit zu einer ungerechtfertigten
Beglinstigung des ausscheidenden Gesellschafters gegenuber
dem Gesellschaftsglaubiger fuhren. Der ehemalige Gesell-
schafter kinnte der fortdauernden Haftung allein durch

den - auch nachtrdglichen - Hinweis auf das Recht zur
fristlosen Kilindigung aus wichtigem Grunde seitens des
Glaubigers entgehen. Eine solche Moglichkeit wiirde dem

in §§ 128, 159 HGB enthaltenen Grundsatz widersprechen,
daB die persdnliche Haftung des Gesellschafters auch

nach seinem Ausscheiden aus der Gesellschaft fur die
Verbindlichkeiten der Gesellschaft bestehen bleibt, die
wahrend seiner Zugehdrigkeit zur Gesellschaft entstanden

sind.

Flir die Frage der Enthaftung des ausgeschiedenen
Gesellschafters kann im UuUbrigen auch deshalb nicht auf
die Moglichkeit der fristlosen Kiindigung des Vertrages
durch den Gesellschaftsgldubiger abgestellt werden, weil
dieser bei einer tatsachlich vorgenommenen Kiindigung aus
wichtigem Grunde in zahlreichen Fallen mit erheblichen
Schwierigkeiten bei deren Durchsetzung zu rechnen hitte
und der ausgeschiedene Gesellschafter nicht einmal wdhrend
dieser Zeit der - moglicherweise auch gerichtlichen -

Durchsetzung der Klindigung haften wiirde.



Ein Recht der Klagerin, den Vertrag ohne wichtigen
Grund zu kilindigen, hat das Berufungsgericht verneint.
Das ist rechtlich nicht zu beanstanden und wird von
der Revisionsbeklagten auch nicht in Zweifel gezogen.
Die Beklagte haftet mangels eines ordentlichen Kindigungs-
rechts der Klagerin auch fiir diejenigen Leasingraten, die
erst nach ihrem Ausscheiden aus der N@R KG fdllig geworden
sind. Da die Klagerin von der Beklagten lediglich die
Zahlung der unmittelbar nach ihrem Ausscheiden aus der
NE® KG fallig gewordenen Leasingraten verlangt, kommt
die Begrenzung der Haftung des ehemaligen Gesellschafters
flir Anspriiche aus Dauerschuldverhdltnissen der Gesellschaft
auf flinf Jahre (BGHZ 87, 286 ff.) nicht zum Zuge.

Das Berufungsgericht hat bisher nicht festgestellt,
ob das Vertragsverhdltnis aufgrund der von beiden Parteien
nach SchluB der mindlichen Verhandlung schriftsatzlich
iibereinstimmend vorgetragenen Kindigung des Leasingvertrages
durch Schreiben der Kladgerin vom 16. Juli 1981 zu diesem
Zeitpunkt beendet worden ist, daher steht bisher lediglich
die Haftung der Beklagten fir die Leasingraten von April
bis Juni 1981 fest. Nur in HOhe eines sich daraus ergebenden
Teilbetrages von 3 x 2.608,97 DM = 7.826,91 DM kann der
Senat daher in der Sache selbst entscheiden. Im lbrigen
ist die Sache, auch zur Entscheidung iber die mit der Klage
geltend gemachten und bestrittenen Zinsen fiir den bereits
ausgeurteilten Teilbetrag, an das Berufungsgericht zurilick-
zuverweisen, nachdem die Beklagte die Verletzung des
§ 156 ZPO gerigt hat. Nach der lbereinstimmend vorgetragenen
Kiindigung des Leasingvertrages durch die Kldgerin wdare das
Berufungsgericht zur Wiedererdffnung der miindlichen Verhand-
lung verpflichtet gewesen. Aus seinen Ausfiihrungen (BU S. 15)
ergibt sich, daB es das bei anderer rechtlicher Wiirdigung

auch getan hitte.




Das Berufungsgericht wird insbesondere die recht-
lichen Folgen der Kindigung vom 16. Juli 1981 im Hinblick
auf § 10 Nr. 3 der Mietbedingungen zu bericksichtigen haben
und diese Bestimmung dabei auch auf ihre Vereinbarkeit
mit § 9 AGBG lberprifen missen. SchlieBlich 14aBt sich
auch die Entscheidung des Berufungsgerichts lber die
Widerklage aus den dargelegten Erwdgungen nicht halten.

Auch dartber muB es daher neu befinden.

Stimpel Dr. Schulze Dr. Kellermann

Dr. Seidl Brandes



	BUNDESGERICHTSHOF

	IM NAMEN DES VOLKES

	Verkündet am

	als Urkundsbeamter der Geschäftsstelle




